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Download-Dokument | Quelle: UE 11/2026
RA081: Vorschussanforderung bei 130-Prozent-Schaden (mit Vorschlag zum Prozedere) (H)


MUSTERFORMULIERUNG

Die Reparaturkosten am Fahrzeug unseres Mandanten liegen nach gutachterlicher Prognose im beigefügten Schadengutachten oberhalb des Wiederbeschaffungswertes, aber noch innerhalb der 130-Prozent Grenze.

Würde unsere Mandantschaft nun das Fahrzeug vollständig und fachgerecht instand setzen lassen, müsste Ihr Haus Schadenersatz in Höhe der Reparaturrechnung erstatten.

Die Mandantschaft hat die Absicht, das Fahrzeug vollständig und fachgerecht instand zu setzen und es anschließend mindestens sechs Monate weiter zu nutzen. Allerdings ist sie dazu nicht ohne Ihre Schadenersatzleistung in der Lage. Angesichts der finanziellen Situation der Mandantschaft und der bei 130-Prozent-Fällen oft langwierigen Regulierung, die sehr häufig nur mit gerichtlicher Hilfe gelingt, findet sich auch keine Werkstatt, die mit der Reparatur in der Weise in Vorleistung geht, dass sie geduldig auf die Regulierung durch Ihr Haus und damit auf den Geldeingang warten wird.

Folglich ist die Mandantschaft nun in der klassischen Zwickmühle: Ohne Geld keine vollständige und fachgerechte Reparatur. Aber ohne diese Reparatur auch kein den Wiederbeschaffungsaufwand übersteigendes Geld von Ihnen als eintrittspflichtigem Versicherer.

Eine vorläufige Abrechnung fiktiver Reparaturkosten ist kein gangbarer Weg. Denn auch dabei bekommt der Geschädigte die Nettoreparaturkosten nicht. Ohne die Reparatur hat er nämlich bei Reparaturkosten oberhalb des Wiederbeschaffungswertes nur Anspruch auf Erstattung des Wiederbeschaffungsaufwandes. Damit kann er die Reparatur nicht vorfinanzieren.

Auf der Grundlage der rechtskräftigen Entscheidung des OLG Düsseldorf vom 23.06.2026, Az. 1 U 61/25, IWW-Abruf-Nr. 256361, verlangt unsere Mandantschaft hiermit einen Vorschuss auf die Bruttoreparaturkosten lt. Gutachten.

Im ersten Schritt hat das OLG Düsseldorf die dringende Notwendigkeit für eine Lösung des Problems nachgewiesen, dass der Geschädigte, der sich die Reparatur zunächst aus eigenen Mitteln leisten kann, nicht besser behandelt werden kann als ein Geschädigter, der zur Vorfinanzierung nicht in der Lage ist.

Der Vorschussanspruch sei, so das Gericht, am ehesten geeignet, eine Ungleichbehandlung vermögender und nicht vermögender Geschädigter beim Schutz ihres Integritätsinteresses zu gewährleisten und gleichzeitig die Opfergrenze des Schädigers nicht unzumutbar auszuweiten. Denn die mit dem Vorschussanspruch verbundene Abrechnungs- und Rückzahlungspflicht stelle sicher, dass die Leistungen des Schädigers tatsächlich lediglich dem Integritätsinteresse des Geschädigten zugutekommen.

Eine sachliche Rechtfertigung für einen unterschiedlichen Schutzumfang bei der Behandlung finanziell leistungsfähiger und finanziell nicht leistungsfähiger Geschädigter gebe es nicht.  Sie könne sich insbesondere nicht aus einer Obliegenheit des Geschädigten ergeben, die Schadensbeseitigung vorzufinanzieren. Eine solche Obliegenheit bestehe nämlich grundsätzlich nicht. Vielmehr sei es Sache des Schädigers, die Schadensbeseitigung zu finanzieren.

Also hat das OLG Düsseldorf den Vorschussanspruch zugesprochen und die Revision zum Bundesgerichtshof zugelassen. Diese Möglichkeit der Revision hat der damals beklagte Versicherer nicht genutzt. Das Urteil ist folglich rechtskräftig.

Um Ihnen entgegenzukommen und einen Missbrauch der Vorschussmittel durch die Mandantschaft, den Sie befürchten könnten, zu vermeiden, bieten wir Ihnen an, dass Sie den Betrag auf unser Anderkonto überweisen mit der treuhänderischen Auflage, dass wir ihn nicht an die Mandantschaft auskehren, sondern nach Vorlage der Reparaturrechnung in Höhe der dann entstandenen Rechnung an die Werkstatt. Kommt es wider Erwarten nicht zur Reparatur, überweisen wir den Betrag an Sie zurück.

Die Mandantschaft ist mit dieser Treuhandauflage ausdrücklich einverstanden. Eine entsprechende schriftliche Erklärung fügen wir für Sie bei.

Wir bitten um Bestätigung und Zahlung bis zum … .




	Wichtiger Hinweis: Der Inhalt ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Redaktion prüft ihn regelmäßig und passt ihn gegebenenfalls an. Gleichwohl schließen wir Haftung und Gewähr aus, da die Materie komplex ist und sich ständig wandelt. Muster dienen als Vorlage und sind individuell anzupassen.

Haben Sie noch Fragen? Schreiben Sie uns: kontakt@iww.de
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